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Der Fall

Der Patient litt seit längerem unter

Prostatabeschwerden. Wegen er-

schwerten und schmerzhaften Bla-

senentleerungen stellte er sich mit

einem fieberhaften Harnwegsinfekt

bei druckschmerzhafter Prostata in

der – später verklagten – Klinik für

Urologie vor. Es bestand kein Rest-

harn. Der Patient erhielt ein Antibio-

tikum für fünf Tage; eine stationäre

Aufnahme erfolgte nicht. Drei Tage

später stellte sich der Patient erneut

notfallmäßig vor und wurde unter

der Verdachtsdiagnose Prostataent-

zündung stationär aufgenommen.

Zunächst erfolgte eine Blasenspiege-

lung und die Anlage eines Bauchde-

ckenkatheters. Sodann wurde eine

Ausschälungsoperation der Prostata

durch die Harnröhre vorgenommen.

Die mikroskopische Untersuchung

des Gewebes ergab als Zufallsbefund

in weniger als 5 % ein wenig aggres-

sives Prostatakarzinom und eine ge-

ringgradige chronische Entzündung.

Nach Katheterentfernung konnte

der Patient bei restharnfreier Blase

entlassen werden.

Etwa einen Monat später erfolgte

eine neuerliche stationäre Aufnah-

me wegen akuter Nachblutung und

Harnverhalt; es wurde eine Blasen-

tamponade ausgeräumt und eine

Nachresektion von Prostatagewebe

durchgeführt.

Im weiteren Verlauf zeigte sich eine

Harnbelastungsinkontinenz 2.–3.

Macht der Patient in einem zivilen Arzthaftungsprozess Schadensersatz- und Schmerzensgeldansprüche gel-

tend, muss er neben dem Behandlungsfehler auch dessen Kausalität für einen entstandenen Schaden beweisen.

Dies ist in Anbetracht der Komplexität des menschlichen Organisimus schwierig. Anders liegt es, wenn ein grober

Behandlungsfehler vorliegt. Hier kommt es nach § 630h Abs. 5 S. 1 BGB zu einer Beweislastumkehr; d. h. es wird

vermutet, dass der Behandlungsfehler für die Verletzung ursächlich war. Es ist nun an dem Behandler den Gegen-

beweis führen, was ihm – wie das Urteil des LG Detmold vom 06.05.2021 (Az: 04 O 59/19) zeigt – nur selten gelingt.

Grades. Eine hochgradige Enge in

der Prostataloge wurde stationär be-

seitigt. Es folgten medikamentöse

Behandlungsversuche zu vorüberge-

hender Besserung des Harndrangs

und zu einer jedoch nicht zufrieden-

stellenden Besserung der Harnin-

kontinenz. Es kam im Verlauf drei

Mal zu Schlitzungen von Harnröh-

ren-und/oder Blasenhalsengen. We-

gen wiederkehrender Harnröhren-

engen und Harninkontinenz erfolg-

ten wiederholte Behandlungen.

Zudem wurde Mundschleimhaut zur

Beseitigung einer Harnröhrenenge

in die Harnröhre transplantiert und

bezüglich der Belastungsinkonti-

nenz die Implantation eines künstli-

chen Schließmuskels geplant. In der

Folge machte eine Nachblutung aus

der Entnahmestelle im Mund einen

stationären Aufenthalt in einer Hals-

Nasen-Ohren-Klinik erforderlich.

Dort wurde die Blutungsstelle über-

näht und zwei Erythrozytenkonzent-

rate gegeben. Zuletzt erfolgte die

Implantation eines künstlichen

Schließmuskels, danach war eine

restharnfreie Entleerung möglich.

Im Nachgang machte der Patient

Schmerzensgeld- und Schadens-

ersatzansprüche im Zusammenhang

mit der Prostataoperation geltend.

Er behauptete, dass keine Opera-

tionsindikation bestanden habe. Die

Operation sei während einer akuten

Prostatitis vorgenommen worden,

was einen Verstoß gegen den medi-

zinischen Standard darstelle, da zu-

nächst die Entzündungsphase hätte

abgewartet werden müssen. Die

transurethrale Resektion der Prosta-

ta hätte zudem im Intervall geplant

werden müssen. Die Behandlungs-

fehler hätten zu den vielen Folge-

operationen und einem irreparablen

Gesundheitsschaden geführt bzw.

diesen verursacht. So leide der Klä-

ger dauerhaft an Harninkontinenz

und Impotenz.

Die Entscheidung

Das sachverständig beratene Land-

gericht Detmold hat mit Urteil vom

06.05.2021 (Az: 04 O 59/19) einen

groben Behandlungsfehler festge-

stellt. Es entsprach nicht den Regeln

der ärztlichen Kunst die Operation

an der Prostata des Klägers durchzu-

führen, während diese noch akut

entzündet war. Der hinzugezogene

urologische Sachverständige hatte

ausgeführt, dass eine absolute Indi-

kation für die Ausschälungsopera-

tion der Prostata nur vorliegt, wenn

ein Prostataabszess besteht. Laut CT

und Ultraschall über den Enddarm

sei das jedoch gerade nicht der Fall

gewesen. Eine relative Indikation ha-

be ebenfalls nicht vorgelegen, da die

Harnblase wenige Tage vor dem Ein-

griff restharnfrei entleert und außer-

dem auch der Bauchdeckenkatheter

zur Entleerung der Blase genutzt

werden konnte. Der Sachverständi-

ge hat auch festgestellt, dass die

Operation während einer akuten

Prostatitis vorgenommen wurde; es

bestanden bereits die klinischen Zei-
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chen in Gestalt von Fieber, Schüttel-

frost und druckschmerzhafter Pros-

tata dafür, dass eine Prostatitis vor-

lag. Auch drei Tage später bei der

zweiten Vorstellung setzte sich der

Verdacht fort, dass der Kläger an

einer akuten Prostatitis leide. Ein

Abszess wurde demgegenüber gera-

de nicht festgestellt. Zwar bestätigte

der Sachverständige, dass die Ent-

zündung anbehandelt wurde, je-

doch weist er auch darauf hin, dass

eine antibiotische Therapie mehrere

Wochen dauert, und im Operations-

zeitpunkt keinesfalls abgeschlossen

war. Er hat hierzu ausgeführt, dass

eine durchschnittliche Behandlungs-

zeit bei einer akuten Prostatitis zwi-

schen vier und sieben Wochen liegt.

Hier lagen zwischen Beginn der am-

bulanten Behandlung und der Ope-

ration lediglich acht Tage. Bevor die

Operation durchgeführt werden

durfte, hätte daher erst die Abhei-

lung - oder zumindest die weitere

Entwicklung - der akuten Prostatitis

abgewartet werden müssen, denn

erst danach hätte eine sinnvolle Neu-

bewertung der Wasserlassproblema-

tik erfolgen können, um aufgrund

der sodann zu treffenden Feststel-

lungen zu entscheiden, ob die Indi-

kation für die Ausschälungsopera-

tion vorliegt. Eine Operation vor Ab-

heilung der akuten Prostatitis birgt

auch höhere Risiken im Bezug auf

Komplikationen wie starke Blutun-

gen, irritative Beschwerden beim

Wasserlassen, tröpfelnden Harn-

strahl, Schmerzen beim Wasserlassen

sowie akutem Harnverhalt. Wäh-

rend der Entzündung kann aller-

dings schwer festgestellt werden, ob

die Beschwerden wegen der Entzün-

dung oder durch eine (entzündungs-

unabhängige) Harnröhrenenge ver-

ursacht werden. Es wäre demnach

richtig gewesen, die transurethrale

Resektion der Prostata erst im Inter-

vall zu planen und gegebenenfalls

nach Abklingen der akuten Prostati-

tis und Neubewertung der dann be-

stehenden Lage durchzuführen.

Der Sachverständige kann zwar –

mangels Literatur, da bei akuter

Prostatitis ohne Abszessverdacht

nicht ausgeschält werden darf, und

folglich wenig bis keine Fallstudien

vorhanden sind – nicht eindeutig

nachweisen, dass ein Zusammen-

hang zwischen der Operation und

den folgenden Gesundheitsschäden

besteht, hält ihn aber für statistisch

und aufgrund klinischer Erfahrung

wahrscheinlich. Er ging in seiner Be-

wertung davon aus, dass ohne die

Operation keine Harnröhren-/Bla-

senengen aufgetreten wären; mit-

hin auch die Folgebehandlungen

dorthin durch die nicht indizierte

Operation bedingt waren.

Aufgrund des Vorliegens eines gro-

ben Behandlungsfehlers lag zuguns-

ten des Klägers nach § 630h Abs. 5

BGB eine Beweislastumkehr vor,

nach der die beklagte Klinik bewei-

sen musste, dass der grobe Behand-

lungsfehler nicht kausal für die ent-

standenen Schäden geworden ist.

Dieser Beweis konnte vorliegend

nicht erbracht werden, weshalb das

Gericht dem Kläger ein Schmerzens-

geld zusprach. Hinsichtlich der Scha-

denshöhe hielt das Gericht ein

Schmerzensgeld von insgesamt

50.000 € für angemessen. Das Ge-

richt hat dabei berücksichtigt, dass

der Kläger bislang schon neun weite-

re Operationen über sich ergehen

lassen musste, um die Folgen der

Operation zu minimieren. Während

der Zeit der Folgeoperationen und

derHeilung littderKläger sehr,unter

anderem musste er nach der Trans-

plantation von Mundschleimhaut

mit dem Rettungswagen notfallmä-

ßig eingeliefert werden, erlitt einen

Blutverlust von drei Litern, und es

kam zu Narbenbildung und Taubheit

der halben Unterlippe.

Fazit

Ob sich ein Behandlungsfehler als

einfach oder grob darstellt, ist meist

maßgebend für den Ausgang des Zi-

vilverfahrens. Ein Behandlungsfeh-

ler ist grob, wen der Arzt eindeutig

gegen bewährte ärztliche Behand-

lungsregeln oder gesicherte medizi-

nische Erkenntnisse verstößt und

dies ais objektiver Sicht schlechter-

dings unverständlich ist. Ob ein Feh-

ler „einfach“ oder „grob“ ist, stellt

eine juristische Wertung dar, die

nicht der Sachverständige, sondern

das Gericht aufgrund der ihm vom

Gutachter unterbreiteten Fakten zu

treffen hat. Stellt das (sachverstän-

dig beratene) Gericht einen groben

Behandlungsfehler fest, kommt dem

Patienten die Beweiserleichterung

des § 630h Abs. 5 BGB zugute: Es wird

vermutet, dass der festgestellte Be-

handlungsfehler kausal für den Ge-

sundheitsschaden war. Die Behand-

lerseite muss sich nunmehr entlas-

ten, indem sie das Gegenteil darlegt

undbeweist,wasaufgrundderweni-

gen eindeutigen Kausalverläufe im

medizinischen Bereich nur selten ge-

lingt. Im Arzthaftungsprozess mün-

det deshalb die juristische Bewer-

tung als „grob“ zumeist darin, dass

die Haftung bejaht und der Klage

des Patienten stattgegeben wird. $
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